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In Sachen

Beklagten und Revisionsklägers‚

gegen
0 o . o o o c o o n o ' o o o l o . o c .

Kläger und Revieionsbeklagten,

hat der 110 Senat des Bundessozialgerichte ohne"

mündliche Verhandlung nach 5 124 Abs° 2 des
Sozialgerichtsgesetzes am 4° September 1958

für Recht erkannt:

Das Urteil des Lendeesozialgerichte

Berlin vom 1° November 1955 wird aufgehoben;

die Berufung des Klägers gegen das Urteil

des Sozialgerichte Berlin vom 15„Dezember

1954 wird als un2uläseig verworfena

Außergeriohtliche Kosten sind nicht zu

erstatten„
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I

Der Kläger beantragte im August 1950? ihm wegen Gesundheitsstö—

rungen — "Schußvcrletzung, Kniegelenksentzündung und Lungentuber—

kulose" —, die er auf den ersten Weltkrieg zurückfiihrte9 Versor—

gung zu gewähren° Die Versorgungsbehörden in Berlin lehnten mit

den Bescheiden vom 180 Juni 1952 und 18° Februar 1953 den Antrag

auf Grund des 5 37 Abs„ 5 des Gesetzes über die Versorgung von

Kriegs— und Militärdienstbeschädigten sowie ihren Hinterbliebenen

vom 24a Juli 1950 (VOB1Q für Groß—Berlin I So 518 —
Berliner

KVG —) und der @@567 57 Abs° 2 des Bundesversorgungsgesetzes
(BVG) ab: Der Versorgungsanspruch könne nicht mehr geltend gemahtl

werden‚ die Gesundheitsstörungen seien nicht nach früheren ver—
sorgungsrechtlichen Vorschriften als Schädigungsfolgen anerkannt

gewesen„ Mit der Klage trug der Kläger vor, er sei zur Zeit zu
70 VDH° in seiner Erwerbsfähigkeit beeinträchtigt7 auf Grund der

geänderten Verhältnisse mache er seine Ansprüche geltendo Das

Sozialgericht (SG„) Berlin wies die Klage mit Urteil vom 150De—

zember 1954 ab: Die Versorgungsbehörde habe sich mit Recht da—

rauf berufen‚ daß der Versorgungsanspruch des Klägers wegen

seiner Gesundheitsstörungen9 die er auf den ersten Weltkrieg

zurückführe, nicht mehr geltend gemacht werden könne; der Kläger

habe nicht dargelegt, daß seine Gesundheitsstörungen früher als

Schädigungsfolgen anerkannt gewesen seieno In dem Formular? das

das SG„ für seine Sitzungsniederschrift vom 159Dezember 1954

verwendete, folgen den vorgedruckten Worten: "Der Vorsitzende

verkündete folgendes Urteil"9 die in Maschinenschrift aufgenom—

menen Sätze:

"10} Die Klage wird abgewiesen„
2„) Kosten haben die Beteiligten einander nicht zu erstatten";

nach einer etwa zu 3/4 freien Seite heißt es dann am Schluß der
Sitzungsniederschrift, vor den Unterschriften des Richters und

des Urkundsbeamten9 wiederum vorgedruckt: "Die Berufung wird

zugelassen„ Rechtsmittelbelehrung ist erfolgto" Das Urteil des

SG„ enthält am ■nde einen Absatz‚ der mit den Worten beginnt

”Gegen dieses Urteil ist die Berufung gegeben" und der dann

darüber belehrta in welcher Form und Frist die Berufung einzu—

legen ist„
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Der Kläger legte Berufung ein; er trug vor? es könne nicht

darauf ankommen, ob seine Gesundheitsstörungen früher als

Schädigungsfolge anerkannt gewesen seien und„ob er früher

eine Versorgungsrente bezogen habe oder nicht‚ er könne

jedenfalls nachweisen, daß seine Gesundheitsschäden auf

den ersten heltkrieg zurückzuführen seien und daß er jetzt

Schwerbeschädigter sei; unter diesen Umständen verstoße die

Ablehnung seines Versorgungsanspruchs gegen Treu und Glauben„

Durch Urteil vom 10 November 1955 hob das Landessozialgericht

Berlin (LSG:) das Urteil des SG° auf und verwies die Sache

an das SG„ zurück: Die Berufung sei zwar nach @ 148 Ziff„1

des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) ausgeschlossen? das SG°
habe sie aber ausweislich des Sitzungsprotokolls nach 5 150

Ziffe 1 SGG zugelassen; das Urteil des SG„ leide an wesent—

lichen Verfahrensmängelng es enthalte zu Unrecht keine

"Sachentscheidung"; das SG° habe gemäß @ 126 SGG nach Lage
der Akten entschieden? die Voraussetzungen für eine solche

Entscheidung hätten aber nicht vorgelegen; das SG° habe auch

seiner Aufklärungspflicht (@ 105 SGG) nicht genügt, es habe

prüfen müssen, ob nicht die Versorgungsbehörde9 wenn sie

sich auf die nicht rechtzeitige Anmeldung des Versorgungs—

anspruchs berufe, die Grenzen ihres pflichtgemäßen Ver—
waltungsérmessens überschritten habe°

Das LSG„ ließ die Revision zu„ Das Urteil wurde dem Be—
klagten am 100 Dezember 1955 zugestellt; er legte am
25°Dezember 1955 Revision ein und beantragte9 das Urteil

des LSG° aufzuheben und die Berufung des Klägers als unzu*

lässig zu verwerfen9 hilfsweise beantragte er‚ die Berufung

als unbegründet zurückzuweiseno dr begründete die Revision

am 90 Februar 1956: Das LSG„ habe zu Unrecht eine sachliche

Entscheidung getroffen, es hätte die Berufung als unzulässig

verwerfen müssen; die Berufung sei nach 5 148 Nro 1 SGG

ausgeschlossen7 das SG„ habe sie nicht nach @ 150 Nr“ 1 SGG
zugelassen‚ die Zulassung ergebe sich jedenfalls nicht aus
dem Urteil„ ein wesentlicher Mangel im Verfahren des SG„

habe nicht vorgelegen; das LSG„ habe auch verkannt9 daß

die Versorgungsbch'o'rde9 wenn sie sich auf den Ablauf der

Anmeldungsfristen (@@ 56, 57 BVG) berufeÜ nicht nach ihrem

Ermessen entscheide; die Versorgungsbehörde habe auf den
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Einwand der Fristversäumnis nicht verzichten dürfen‚ es handle

sich hier um materiellrechtliche Ausschlußfristeno

Der Kläger beantragte? die Revision zurückzuweisen°

Der Senat regte bei dem SG„ an, zu prüfen, ob mit Rücksicht

auf den Wortlaut der Sitzungsniederschrift vom 15„Dezember

1954 die Voraussetzungen einer Berichtigung seines Urteils

gegeben seien, weil möglicherweise die Entscheidung über die

Zulassung der Berufung versehentlich nicht in das Urteil auf—

genommen worden sei; das SG° teilte mit, es habe nicht ent—

schieden, daß die Berufung zugelassen werde9 die Schlußsätze

der Sitzungsniederschrift, die hier — wie auch nach einer da—

mals bestehenden Übung in den Fällen eindeutig statthafter

Berufungen — nicht gestrichen worden seien, seien nicht als

Zulassung der Berufung, sondern als Belehrung darüber‚ daß die

Berufung "zulässig" sei, zu verstehen; eine Berichtigung des

Urteils durch nachträgliche Aufnahme der Zulassungsentsoheidung

komme daher nicht in Betracht„

Die Beteiligten erklärten sich mit einem Urteil ohne mund“

liche Verhandlung einverstandeno

II

Die Voraussetzung für eine Entscheidung ohne mündliche Ver—

handlung — Einverständnis der Beteiligten (@@126 Abs„ 2‚ 153,
165 SGG) — ist gegeben„ Die Revision ist nach @ 162 Abs° 1

Nro 1 SGG statthaft; die Beschwer‚ die auch im sozialgericht—

lichen Verfahren eine Voraussetzung der Zulässigkeit der Re—

vision ist„ ist gegeben; in der angefochtenen Bntscheidung ist

das Urteil des SGc,das dem Antrag des Beklagten auf Abweisung

der Klage entsprochen hat? wieder aufgehoben worden'(vglo BSGO

69 180 47837)„ Die Revision ist danach zulässigp sie ist auch
begründete Zu Recht rügt der Beklagte, das LSG° habe die Sache
nicht an das SG° zurückverweisen dürfen9 es habe vielmehr die

Berufung als unzulässig verwerten müssen° Das LEGO ist zwar

zutreffend davon ausgegangen, daß die Berufung nach 5 148 Ziffo1

SGG a°F„ nicht statthaft gewesen ist‚ seine Annahme, das SGO

habe sie nach @ 150 Ziffo 1 SGG zugelassen, trifft jedoch nicht
Zilo "

{
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1° Die Zulässigkeit der Berufung des Klägers ist nach den

55 143 ff„ SGG in der Fassung 19; dem Zweiten Gesetz zur
Änderung des SGGvom 25„Juni 1958 ÄE°F;7 zu beurteilenn
Dies ergibt sich daraus? daß die Prozeßhandlung‚ um die

es hier geht (Einlegung der Berufung)‚ beim Inkrafttre—

ten des Zweiten Änderungsgesetzes zum SGG bereits abge—

schlossen gewesen ist und in diesem Gesetz eine Anwene

dung der neuen Berufungsvorschriften auf "Altfälle"

nicht vorgesehen ist (vgl„ BSCn1 so 44 ff„ Z35_7,Urteil
des BSG„ vom 8„5„19569 SozRo Nr° 25 zu @ 215 SGG und

Haueiseni NJW„ 1958 S° 1067 Anm° 32)° Nach @ 148 SGG

aoFo, der hier in Frage kommenden Vorschrift‚ ist für

die Zulässigkeit der Berufung der Inhalt der Entschei—

dung des SG„ maßgebend (BSG° 19 225; 3? 217)„ Das Urteil

des SG„ betrifft im vorliegenden Falle einen Antrag auf

Gewährung von Versorgung; die Versorgungsbehörden haben“

ihn wegen Ablaufs der Anmeldefrist abgelehnt (@ 56 BVG‚
@ 37 Berliner KVG)° Der Kläger hat nicht dartun wollen?

es liege ein Ausnahmetatbestand im Sinne des © 57 Abs„ 2

zweiter Helbsatz BVG (@ 57 Abso 5a Berliner KVG) vor9 der

es ihm ermögliche° auch noch nach Ablauf der Anmelde—

frist seinen Versorgungsanspruch geltend zu machen; auf

den Hinweis in den Bescheiden der Versorgungsbehörden‚

sein Versorgungsanspruch scheitere daran9'daß seine Ge—

sundheitsstörungcn nicht als Schädigungsfolgen anerkannt

gewesen seien? ist der Kläger nicht eingegangen; sein

Klagevorbringen läßt erkennen‚ daß er sein jetziges Ver—

sorgungsbegchren für begründet gehalten hat, obgleich

von ihm früher keine Ansprüche gestellt worden sind; er

hat sich also nicht auf eine frühere Anerkennung seiner

Gesundheitsstörungen berufen und damit nicht im Sinne

des @ 1

BVG "geltend gemacht■o Die Berufung ist daher nach 9 148

48 Nr„ 1 SGGecho einen der Ausnahmefälle des @57

Nr„ 1 SGG a„F„ ausgeschlossen gewesen° Bei der Anwendung

des @ 148 Nr„ 1 SGG a„Fo stehen die Vorschriften des BVG

über Fristversäumnis und ihre Ausnahmen ("$ 56, 57 BVG)

den entsprechenden Vorschriften des bisherigen Versor—

gungsrcchts{hier @ 57 Abs„ 5 Berliner KVG) gleich (vgl°
BSGQ Urteil vom 1202„1957‚ SozRo zu @ 148 SGG Nr° 16)°
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„ Die Berufung ist auch nicht nach 5 150 SGG statthaft gewesen‚

weil das SG, sie — entgegen der Annahme des LSG„ — nicht zu—
gelassen und der Kläger weder einen wesentlichen Verfahrens—

mangel gerügt hat noch der ursächliche Zusammenhang einer

Gesundheitsstörung oder des Todes mit einer Schädigung im

Sinne des BVG streitig gewesen ist°

a) Der Satz der schriftlichen Rechtsmittelbelehrung tim Ur—

teils des SG„‚ "Gegen dieses Urteil ist die Berufung ge—

geben"7 deutet darauf hin, daß die Berufung nach 5 143

SGG für statthaft gehalten worden ist„ ds kann aus ihm

nicht entnommen werden, daß die Berufung nach @ 150 Nr° 1

SGG zugelassen werden sollte; die Vorschrift des 5 150

Nr° 1 SGG hat andere Voraussetzungen als @ 145 SGG9 ihre

Anwendung verlangt‚ daß die Rechtssache grundsätzliche
Bedeutung hat oder daß das SGO in der Auslegung einer

Vorschrift von einem Urteil des im Rechtszuge übergeord—

neten LSG° abweicht° Die Zulassung der Berufung nach 5 150

Nro 1 SGG ist hiernach nicht nur eine Belehrung darüber‚

daß die Möglichkeit besteht, Berufung einzulegen? und

sie ist auch nicht eine Maßnahme gerichtlicher Verwal—

tungstätigkeit, sie ist vielmehr eine prozessuale Neben—

entscheidung des SGQ (vgl„ auch Urteil des BVerwG° vom
50 5° 1955, NJW„1955 S° 1084);es muß deshalb im Urteil
erkennbar

zum Ausdruck gebracht sein? daß das SGo eine

Berufung, die auf Grundder 95 144bis 149sec an sich
nicht statthaft ist, trotzdem wegen der grundsätzlichen

Bedeutung der Rechtssache oder wegen einer Abweichung

von einem Urteil des übergeordneten LSG„ zulassen will

(BSGo 4, 261 L?627)olm vorliegenden Falle bestehen weder

nach dem Sachverhalt noch nach der Begründung des Urteils

Anhaltspunkte dafür, daß das SG° diese Voraussetzungen

als gegeben erachtet hat; es hat den Versorgungsanspruch

wegen offenbarer Fristversäumnis (55 569 57 BVG) abgelehnt
und ist dabei offensichtlich von einer nach seiner Meinung

zweifelsfreien Rechtslage ausgegangen° Auch die vorgew
druckten schlußsätze in der Sitzungsniederschrift des SG„9

"Die Berufung wird zugelassenü Rechtsmittelbelehrung ist
erfolgt"9 vermögen nicht darzutun9 daß das SG° die Beru—
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fung nach @ 150 Nr„ 1 SGG zugelassen hat; nach dieser

Vorschrift muß das SG„ die Berufung iH;9£ÄEÄÄ zugelassen

haben„ Die Zulassungsentscheidung muß danach Bestandteil

des Urteils geworden sein; das aber ist hier nicht der

Fallo Aus der Sitzungsniederschrift ist nur zu entnehmen‚

daß glg_Hrteil die Entscheidungssätze "1a Die Klage wird

abgewiesen‚ 2° Kosten haben die Beteiligten einander

nicht zu erstatten" verkündet worden sind‚ nicht aber ein

weiterer (dritter) Amtscheidungssatz49 in dem die Zulassung

der Berufung ausgesprochen worden isto Die Sitzungsnieder—

schrift läßt nicht die Deutung zu? daß die vorgedruckten

Sehlußsätze: "Die Berufung wird zugelassen„ Rechtsmittele

belehrung ist erfolgt" Inhalt des Urteils geworden sind°

Diese Sätze schließen sich nicht unmittelbar an die Ent—

scheidungssätze zu 1) und 2) an und reihen sich ihnen

auch nicht ziffernmäßig an„ Sowohl die äußere Form und

der Aufbau der Sitzungsniederschrift als auch der Inhalt

der zusammengefaßten Schlußsätze9 von denen der zweite

überhaupt nicht Gegenstand eines Urteilsspruchs sein Eann„

lassen erkennen? daß es sich insoweit nicht um Bestandtei—

le der verkündeten Entscheidung gehandelt hat; offensicht—

lich sind diese — hier nicht passenden — Schlußsätze

versehentlich nicht gestrichen worden° Die Tatsache, daß

diese Schlußsätze nicht gestrichen worden sind, erbringt

unter den hier gegebenen Umständen nicht den Beweis‚ daß

das SG° die Berufung ÄE„UÄÄEÄÄ zugelassen hat9 die for—

melle Beweiskraft des Protokolls (@ 164 250) steht dieser

Annahme nicht entgegen (vgl„ auch BGH° JJW„1958 S° 711)°

Wenn aber die 53tzunggniedersphriät unklar und damit der

Auslegung bedürftig ist, das Urteil selbst aber an keiner

Stelle eine Entscheidung enthält, die erkennbar zum Aus—

druck bringt9 daß eine an sich unstatthafte Berufung zu—
gelassen werden soll, so ist die Berufung nicht nach

@ 150 Nr° 1 SGG zugelasseno Die Berufung ist daher nicht

nach @ 150 Nr„ 1 SGG statthaft° Die unrichtige Rechts—

mittelbelehrung in dem Urteil des SG° macht das Urteil

nicht berufungsfdhig (Urteil des BSGO vom 15„5°1956‚
Sozialrecht zu & 150 SGG Nr° 10\„

u
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b) Das LSG° hat einen wesentlichen Mangel im Verfahren des
SGO darin gesehen, daß das SG„ nach Lage der Akten entschie—

den habe‚ ohne daß die Voraussetzungen hierfür gegeben seien

( £ 126 SGG)D Dieser Verfahrensmangel ist weder gerügt ge—
wesen noch hat er vorgelegen; eine Entscheidung nach 5 126

SGG ist gar nicht ergangen‚ das SG„ hat vielmehr naeh Sach—

darstellung und Erörterung des Sach— und Streitverhältnisses

mit dem erschienenen Beteiligten in der mündlichen Verhand—

lung ein Urteil verkündet9 es hat also auf Grund — einseiti—

ger — mündlicher Verhandlung entschieden (@ 124 Abs„ 1 SGG)„

Eine solche Entscheidung hat das SGO auch treffen dürfen?

da‚ wie das LSG° selbst festgestellt hat? die Ladung des

Klägers zum Termin den Erfordernissen des 5 110 SGG ent—

sprochen hat (vgle auch Beschluß des BSG„ vom 30° 5° 1958

—2 RU159/57 —-)0

Das LSGD hat weiter beanstandet9 das SG° habe nicht ge—

prüft, ob die Versorgungsbehörde, wenn sie sich auf Frist—

ablauf (@ 56, 57 BVG) berufen hat‚ nicht die Grenzen ihres

pflichtgemäßen ■rmessens überschritten habe; es hat darin

eine Verletzung der gerichtlichen Aufklärungspflicht (@ 105
SGG) und damit einen wesentlichen Verfahrensmangel im

binne des @ 159 Abs„ 1 Nr„ 2 3GG erblickto Js hat sich hier

aber weder um einen Egrfahrgngnangel gehandelt9 noch ist

er gerügt gewesen ( 5 150 Abs„ 1 Nr° 2 SGG)„ Dan Berufungsm

vorbringen ist nicht zu entnehmen, daß ein Verstoß des SGO

gegen nrozeßrechtliche Vorschriften in dem Sinne gerügt
werden sollte, das SG° habe den „achverhalt nicht genügend

aufgeklärt (& 105 SGG); es geht vielmehr lediglich dahin?

das SGO habe sachlich unrichtig entschieden; seine Rechts—

ansicht7 daß Versorgungsanspruche wegen der Gesundheits—
störungen

aus dem ersten Heltkrieg nicht mehr geltend ge—

macht werden könnten, treffe nicht zu„ Das LSG° hat inso—

lichen Inhalt seines Urteils beanstandet; es hat zum Aus—

druck gebracht‚ daß die rechtlichen Erörterungen des SGQ

nicht ausgereicht hätten9 um die Ablehnung des Versorgungs—

anspruchs zu rechtfertigcno äenn das SGO von der Rechts"

ansicht ausgegangen ist? die Versäumung der Anmeldefrist
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habe zum Verlust des Versorgungsanspruchs geführt,

und das LSG° die Auffassung vertreten hat? die Ver—

sorgungsbehörde habe sich nicht auf den Fristab—

lauf berufen müssen und dieser Verwaltungsakt habe

deshalb auf seine Rechtmäßigkeit im Sinne des @ 54

Abs° 2 Satz 2 SGG nachgeprüft werden müssen‚ so

sind die Meinungen der beiden Gerichte nur in einer

auch in der sonstigen Rechtsprechung und im Schrift—

tum streitigen Beghtgärgge auseinandergegangen (vgl°

auch LSG„ Schleswig BVB1° 1958 sa 67; van Nuis—Vor—
berg9 Das Recht der Kriegsbeschädigten und Kriegs—

hinterbliebenen 1958, IV„Teil S0 11; Haueisen7 NJW„

1957 SD 729 ff„). Das LSG„ hat deshalb in dem Ur—
teil des SG° lediglich eine sachlich unrichtige

Entscheidung sehen, nicht aber einen Verfahrensman_

gel des SG° im Sinne der @@150 Nr° 2, 159 Nro 2

SGG7 @ 103 SGG annehmen dürfen„ Ein solcher Ver—
fahrensmangel hat nicht darin gelegen, daß das SG„

nicht alle 339htsfragen behandelt hat? auf die es
nach Auffassung des LSGO angekommen ist (vgl° auch

BSG. 2, 245 12537)0 Daran hat sich auch dadurch

nichts geändert‚ daß wohl von seinem sachlich—

rechtlichen Standpunkt aus, nicht aber von dem des

SG° aus? eine weitere Aufklärung des bachverhalts

notwendig gewesen sein mag (Beschluß des B‘g3G° vom

7, 6° 1956, SozR‚ zu @ 105 SGG Nro_7)°

Die Berufung ist daher auch nicht nach @ 150 Nr° 2

SGG statthaft gewesen°

Da das SG„ den Versorgungsan8pruch bereits wegen

Versäumung der Anmeldefrist abgelehnt hat, hat es
nicht mehr prüfen müssen, ob die Gesundheitsstö—

rungen des Klägers in einem ursächlichen Zusammen—

hang mit einer Schädigung im Sinne des BVG° stehen„

Diese Frage ist im Verfahren auch nicht "streitig"

gewesen° Die Berufung ist daher auch nicht nach

@ 150 Nr. 2 SGG statthaft (BSG. Urteil vom 11° 4°
1957, SozR° zu 5 150 SGG Nr° 24)°
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“TO”

Das LSG„ hat die Berufung des Klägers sonach zu Unrecht

als statthaft erachtet° Seine Entscheidung muß aufgehoben

und die Berufung als unzulässig verworfen werden (@ 170

Abs„ 2 Satz 1 SGG)o -

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG°
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